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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetzes

A. Problem und Ziel

Nach dem bisherigen Recht vollstrecken die Hauptzollämter als Vollstreckungsbehörden

der Bundesfinanzverwaltung zu weit über 90 % Vollstreckungsanordnungen von ca. 800

Anordnungsbehörden, insbesondere der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-

Bahn-See, der gesetzlichen Krankenkassen und der Bundesagentur für Arbeit. Können

die Gebühren und Auslagen der Bundesfinanzverwaltung bei den Vollstreckungs-

schuldnern nicht beigetrieben werden, geht dies zu Lasten des Haushalts der

Bundesfinanzverwaltung. Mit dem Gesetz soll eine Vollstreckungspauschale geschaffen

werden, die bei den betroffenen Anordnungsbehörden zum Ausgleich der beim

Vollstreckungsschuldner uneinbringlichen Gebühren und Auslagen erhoben werden soll.

Durch die Kostenbeteiligung der Anordnungsbehörden soll eine verursachergerechte

Kostenverteilung erreicht und zudem ein Anreiz für ein effizienteres Verwaltungshandeln

gesetzt werden.

Ferner besteht Änderungsbedarf in Bezug auf die Euro-Umstellung und betragsmäßige

Anhebung des Zwangsgeldes und der Mahngebühr nach dem Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetz.

B. Lösung

Änderung des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes.

C. Alternativen

Keine
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D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Durch die Erhebung der Vollstreckungspauschale werden sich für den Bund

(Bundesfinanzverwaltung) Mehreinnahmen in Höhe von etwa 36 Millionen Euro jährlich

ergeben. Die tatsächliche Höhe der Mehreinnahmen ist abhängig von der Anzahl der

künftig durch die betroffenen Anordnungsbehörden übermittelten Vollstreckungs-

anordnungen und der Höhe der durch Rechtsverordnung zu bestimmenden Pauschale.

Dem stehen bei den betroffenen Anordnungsbehörden der mittelbaren Bundesverwaltung

Mehrausgaben auf Grund der Einführung der Vollstreckungspauschale in gleicher Höhe

(ca. 36 Millionen Euro) jährlich gegenüber, welche zum Teil mittelbar zu Mehrausgaben

bei einzelnen Titeln des Bundeshaushaltes (z. B. Bundeszuschuss an die Deutsche

Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See) führen. Die tatsächliche Höhe ist abhängig

von der Anzahl der künftig durch die betroffenen Anordnungsbehörden übermittelten

Vollstreckungsanordnungen und der Höhe der durch Rechtsverordnung zu bestimmenden

Pauschale. Auf den Bund entfallende Mehrausgaben bei der Grundsicherung für

Arbeitsuchende und der Minijobzentrale (Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-

Bahn-See) können im Finanzplanzeitraum in den Ansätzen im Einzelplan 11 für

Verwaltungskosten für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitssuchende bzw. für

den Bundeszuschuss an die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See

aufgefangen werden.

Durch die Erhöhung des Zwangsgelds und der Mahngebühr ist mit Effizienzsteigerungen

bei der Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen und mit positiven

Auswirkungen auf die Finanzen der Bundesverwaltung zu rechnen.

E. Erfüllungsaufwand

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger

Es wird kein Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger begründet. Es werden weder

Vorgaben noch Informationspflichten für Bürgerinnen und Bürger eingeführt, geändert

oder aufgehoben.

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft

Es wird kein Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft begründet. Es werden weder Vorgaben

noch Informationspflichten für die Wirtschaft eingeführt, geändert oder aufgehoben.

E.3 Erfüllungsaufwand der Verwaltung

Bei der Bundesfinanzverwaltung entstehen für das Abrechnungsverfahren für die

Vollstreckungspauschale durch jährliche Rechnungslegung geschätzte zusätzliche

Personal- und Sachkosten in Höhe von 269 922 Euro pro Jahr. Dieser Betrag errechnet

sich auf Grundlage der Personalkosten- und Sachkostenpauschale für 3 Arbeitskräfte

mittlerer Dienst A 8. Dabei werden für jede Arbeitskraft Personalkosten inkl.
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Personalgemeinkosten in Höhe von 63 714 Euro sowie Sachkosten pro Arbeitsplatz in

Höhe von 26 260 Euro zugrunde gelegt. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln

soll finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 08 eingespart werden.

Bei den betroffenen Anordnungsbehörden ist von nicht bezifferbaren Personal- und

Sachkosten für die Bearbeitung der jährlich in Rechnung gestellten Vollstreckungs-

pauschale auszugehen. Die im Bereich der Grundsicherung für Arbeitssuchende und bei

der Minijobzentrale entstehenden Mehraufwände können im Finanzplanungszeitraum in

den Ansätzen für Verwaltungskosten bzw. den Bundeszuschuss an die Deutsche

Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See im Einzelplan 11 aufgefangen werden.

Durch die Erhöhung des Zwangsgelds und der Mahngebühr wird kein Erfüllungsaufwand

für die Verwaltung begründet. Entlastungen für Bundesbehörden können sich daraus

ergeben, dass künftig für die Mahngebühr glatte Euro-Beträge vorgesehen sind und damit

die Festsetzung im Einzelfall erleichtert wird.

F. Weitere Kosten

Keine
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Gesetzentwurf
der Bundesregierung

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Verwaltungs-
Vollstreckungsgesetzes

Bundesrepublik Deutschland
Die Bundeskanzlerin

Berlin, 30. Mai 2014

An den
Präsidenten des Bundesrates
Herrn Ministerpräsidenten
Stephan Weil

Sehr geehrter Herr Präsident,

hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes den von der

Bundesregierung beschlossenen

Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung des Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetzes

mit Begründung und Vorblatt.

Federführend ist das Bundesministerium des Innern.

Die Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gemäß § 6 Absatz 1

NKRG ist als Anlage beigefügt.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. Angela Merkel

Fristablauf: 11.07.14





Entwurf eines Sechsten Gesetzes zur Änderung
des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes

Vom ...

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Änderung des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes

Das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 201-4, veröffentlichten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 4 Ab-
satz 1 des Gesetzes vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2258) geändert worden ist, wird wie
folgt geändert:

1. In § 11 Absatz 3 werden die Wörter „mindestens drei Deutsche Mark und höchstens
zweitausend Deutsche Mark“ durch die Angabe „bis 25 000 Euro“ ersetzt.

2. § 19 Absatz 2 wird wie folgt geändert:

a) Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Sie beträgt ein halbes Prozent des Mahnbetrages, mindestens jedoch 5 Euro
und höchstens 150 Euro.“

b) In Satz 3 wird die Angabe „10 Deutsche Pfennig“ durch das Wort „Euro“ ersetzt.

3. Nach § 19 wird folgender § 19a eingefügt:

„§ 19a

Vollstreckungspauschale, Verordnungsermächtigung

(1) Bundesunmittelbare Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts,
die den Vollstreckungsbehörden der Bundesfinanzverwaltung nach § 4 Buchstabe b
Vollstreckungsanordnungen übermitteln, sind verpflichtet, für jede ab dem 1. Juli
2014 übermittelte Vollstreckungsanordnung einen Pauschalbetrag für bei den Voll-
streckungsschuldnern uneinbringliche Gebühren und Auslagen (Vollstreckungspau-
schale) zu zahlen. Dies gilt nicht für Vollstreckungsanordnungen wegen Geldforde-
rungen nach dem Bundeskindergeldgesetz.

(2) Die Vollstreckungspauschale bemisst sich nach dem Gesamtbetrag der im
Berechnungszeitraum auf Grund von Vollstreckungsanordnungen der juristischen
Personen nach Absatz 1 festgesetzten Gebühren und Auslagen, die bei den Vollstre-
ckungsschuldnern nicht beigetrieben werden konnten, geteilt durch die Anzahl aller in
diesem Zeitraum von diesen Anordnungsbehörden übermittelten Vollstreckungsan-
ordnungen.

(3) Das Bundesministerium der Finanzen wird ermächtigt, im Einvernehmen mit
dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium für Ge-
sundheit durch Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates bedarf,
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die Höhe der Vollstreckungspauschale zu bestimmen sowie den Berechnungszeit-
raum, die Entstehung und die Fälligkeit der Vollstreckungspauschale, den Abrech-
nungszeitraum, das Abrechnungsverfahren und die abrechnende Stelle zu regeln.

(4) Die Höhe der Vollstreckungspauschale ist durch das Bundesministerium der
Finanzen nach Maßgabe des Absatzes 2 alle drei Jahre zu überprüfen und durch
Rechtsverordnung nach Absatz 3 anzupassen, wenn die nach Maßgabe des Absat-
zes 2 berechnete Vollstreckungspauschale mehr als 20 Prozent von der Vollstre-
ckungspauschale in der geltenden Fassung abweicht.

(5) Die juristischen Personen nach Absatz 1 sind nicht berechtigt, den Vollstre-
ckungsschuldner mit der Vollstreckungspauschale zu belasten.“

Artikel 2

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich des Satzes 2 am Tag nach der Verkündung in Kraft.
Artikel 1 Nummer 3 tritt mit Wirkung vom 1. Juli 2014 in Kraft.

Drucksache 225/14 -2-



Begründung

A. Allgemeiner Teil

I. Ausgangslage, Ziel und Inhalt des Entwurfs

Nach dem bisherigen Recht vollstrecken die Hauptzollämter als Vollstreckungsbehörden

der Bundesfinanzverwaltung zu weit über 90 % Vollstreckungsanordnungen von ca. 800

anderen Behörden und Stellen, insbesondere der Deutschen Rentenversicherung Knapp-

schaft-Bahn-See, der gesetzlichen Krankenkassen oder der Bundesagentur für Arbeit. Auf

Grund der Vielzahl der zollfremden Fälle und der oftmals nicht vorhandenen Werthaltig-

keit, insbesondere der sozialrechtlichen Forderungen, können entstehende Vollstre-

ckungskosten regelmäßig nicht gedeckt werden (im Jahr 2013: 36 Millionen Euro).

Der Bundesrechnungshof hat darauf hingewiesen, dass durch die Vollstreckung zollfrem-

der Forderungen der Haushalt der Bundesfinanzverwaltung mit den Kosten für die Voll-

streckung von Forderungen belastet wird, die in der Masse durch Vollstreckungsanord-

nungen von zum großen Teil beitragsfinanzierten Sozialversicherungsträgern entstehen.

Unter dem Gesichtspunkt verursachungsgerechter Zuordnung von Behördenkosten und -

leistungen und mit Hinweis auf die wettbewerbliche Besserstellung von bestimmten Versi-

cherern hat er eine gesetzliche Regelung gefordert, die die Beteiligung dieser Stellen an

den bislang allein von der Bundesfinanzverwaltung zu tragenden Kosten sicherstellt (BT-

Drs. 17/3650, S. 137). Dem Anliegen des Bundesrechnungshofs soll durch die Erhebung

einer Vollstreckungspauschale bei den betroffenen Anordnungsbehörden zum Ausgleich

der beim Vollstreckungsschuldner uneinbringlichen Gebühren und Auslagen Rechnung

getragen werden.

Mit der Schaffung einer Vollstreckungspauschale soll für die Bundesfinanzverwaltung in

den Fällen der Vollstreckung zollfremder Forderungen, die Möglichkeit geschaffen wer-

den, bei den Anordnungsbehörden, die der Bundesfinanzverwaltung Vollstreckungsan-

ordnungen übermitteln, ab dem 1. Juli 2014 eine Vollstreckungspauschale zum Ausgleich

der beim Vollstreckungsschuldner uneinbringlichen Gebühren und Auslagen zu erheben.

Die Höhe der Vollstreckungspauschale sowie das Verfahren zur Berechnung und Erhe-

bung der Vollstreckungspauschale werden durch Rechtsverordnung des Bundesministeri-

ums der Finanzen bestimmt.

Zusätzlich zur Einführung der Vollstreckungspauschale werden die Regelungen über das

Zwangsgeld und die Mahngebühr im Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (VwVG) auf Euro-

Beträge umgestellt und in Bezug auf die Höhe dieser Beträge aktualisiert.

II. Gesetzgebungskompetenz

Das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz des Bundes gilt nur für Bundesbehörden. Die Ge-

setzgebungskompetenz ergibt sich daher aus der Natur der Sache.
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III. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen

Verträgen

Das Gesetz ist mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen,

die die Bundesrepublik Deutschland geschlossen hat, vereinbar.

IV. Gesetzesfolgen

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Durch die Erhebung einer Vollstreckungspauschale wird bei den Anordnungsbehörden ein

Anreiz für ein effizienteres Verwaltungshandeln geschaffen. Die Anordnungsbehörden

werden angehalten, ihre Vollstreckungsanordnungen strukturierter und möglichst gebün-

delt je Schuldner an die Bundesfinanzverwaltung zu übermitteln. Dies führt auch zu einer

Vereinfachung der Verwaltungsabläufe, da weniger Rückfragen von den Hauptzollämtern

bei den Anordnungsbehörden zu den Vollstreckungsanordnungen erforderlich sind.

Die Festsetzung der Mahngebühr im Einzelfall wird künftig dadurch erleichtert, dass für

die Mahngebühr glatte Euro-Beträge vorgesehen sind.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Entwurf berührt keine Aspekte einer nachhaltigen Entwicklung im Sinne der Nationa-

len Nachhaltigkeitsstrategie.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand

Durch die Erhebung der Vollstreckungspauschale werden sich für den Bund (Bundesfi-

nanzverwaltung) Mehreinnahmen in Höhe von etwa 36 Millionen Euro jährlich ergeben.

Die tatsächliche Höhe der Mehreinnahmen ist abhängig von der Anzahl der künftig durch

die betroffenen Anordnungsbehörden übermittelten Vollstreckungsanordnungen und der

Höhe der durch Rechtsverordnung zu bestimmenden Pauschale.

Dem stehen bei den betroffenen Anordnungsbehörden der mittelbaren Bundesverwaltung

Mehrausgaben auf Grund der Einführung der Vollstreckungspauschale von insgesamt ca.

36 Millionen Euro gegenüber, welche zum Teil mittelbar zu Mehrausgaben bei einzelnen

Titeln des Bundeshaushaltes (z. B. Bundeszuschuss an die Deutsche Rentenversiche-

rung Knappschaft-Bahn-See) führen. Die tatsächliche Höhe der Mehrausgaben ist abhän-

gig von der Anzahl der künftig durch die betroffenen Anordnungsbehörden übermittelten

Vollstreckungsanordnungen und der Höhe der durch Rechtsverordnung zu bestimmenden

Vollstreckungspauschale. Auf den Bund entfallende Mehrausgaben bei der Grundsiche-

rung für Arbeitsuchende und der Minijobzentrale (Deutsche Rentenversicherung Knapp-

schaft-Bahn-See) können im Finanzplanzeitraum in den Ansätzen im Einzelplan 11 für die

Verwaltungskosten für die Durchführung der Grundsicherung für Arbeitssuchende bzw. für

den Bundeszuschuss an die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See auf-

gefangen werden
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Die teilweise Kostentragungspflicht bei den betroffenen Anordnungsbehörden wird bei

diesen einen Anreiz für ein effizienteres Verwaltungshandeln schaffen, in dessen Folge

ein Rückgang der Vollstreckungsanordnungen dieser Anordnungsbehörden zu erwarten

ist. Mithin ist mittelfristig von einer Arbeitsentlastung bei der Bundesfinanzverwaltung und

damit Kostenentlastung in zumindest gleicher Höhe auszugehen. Der Personalbedarf ist

dabei abhängig von der Anzahl der künftig durch die betroffenen Anordnungsbehörden

übermittelten Vollstreckungsanordnungen. Der Aufwand der Anordnungsbehörden und

damit deren Personalbedarf im Vorfeld der Vollstreckungsersuchen steigt durch die erfor-

derliche Vorauswahl.

Vor diesem Hintergrund wird durch die Einführung der Vollstreckungspauschale insbe-

sondere im Hinblick auf die zu erwartenden Effizienzsteigerungen für die Bundesfinanz-

verwaltung im Ergebnis eine Entlastung des Bundeshaushalts insgesamt erwartet.

Durch die Erhöhung des Zwangsgelds und der Mahngebühr ist mit Effizienzsteigerungen

bei der Durchsetzung öffentlich-rechtlicher Geldforderungen und mit positiven Aus-

wirkungen auf die Finanzen der Bundesverwaltung zu rechnen.

4. Erfüllungsaufwand

Bei der Bundesfinanzverwaltung entstehen für das Abrechnungsverfahren für die Vollstre-

ckungspauschale durch jährliche Rechnungslegung geschätzte zusätzliche Personal- und

Sachkosten in Höhe von 269.922 Euro pro Jahr. Dieser Betrag errechnet sich auf Grund-

lage der Personalkosten- und Sachkostenpauschale für drei Arbeitskräfte mittlerer Dienst

A 8. Dabei werden für jede Arbeitskraft Personalkosten inkl. Personalgemeinkosten in

Höhe von 63 714 Euro sowie Sachkosten pro Arbeitsplatz in Höhe von 26 260 Euro zu-

grunde gelegt. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln soll finanziell und stellen-

mäßig im Einzelplan 08 eingespart werden.

Bei den betroffenen Anordnungsbehörden ist von nicht bezifferbaren zusätzlichen Perso-

nal- und Sachkosten im Vorfeld der Vollstreckungsersuchen und für die Bearbeitung der

jährlich in Rechnung gestellten Vollstreckungspauschale auszugehen. Die im Bereich der

Grundsicherung für Arbeitssuchende und bei der Minijobzentrale entstehenden Mehrauf-

wände können im Finanzplanzeitraum in den Ansätzen für Verwaltungskosten für die

Durchführung des SGB II bzw. den Bundeszuschuss an die Deutsche Rentenversiche-

rung Knappschaft-Bahn-See im Einzelplan 11 aufgefangen werden.

Durch die Erhöhung des Zwangsgelds und der Mahngebühr wird kein Erfüllungsaufwand

für die Verwaltung begründet. Entlastungen für Bundesbehörden können sich daraus er-

geben, dass künftig für die Mahngebühr glatte Euro-Beträge vorgesehen sind und damit

die Festsetzung im Einzelfall erleichtert wird.

5. Weitere Kosten

Keine.
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6. Weitere Gesetzesfolgen

Der Entwurf berührt keine gleichstellungspolitischen und demografiepolitischen Aspekte.

V. Befristung; Evaluation

Eine Befristung scheidet grundsätzlich aus, da die Regelungen als Dauerregelungen an-

gelegt sind, bis der Gesetzgeber eine Änderung für angezeigt hält.

Eine Evaluation ist nicht vorgesehen.

B. Besonderer Teil

Zu Artikel 1 (Änderung des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes)

Zu Nummer 1

Mit der Vorschrift wird die Regelung über das Zwangsgeld im Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetz auf Euro-Beträge umgestellt. Zugleich erfolgt eine Anpassung der

seit 1953 unverändert gebliebenen Höhe des Zwangsgeldes an das aktuelle Gefüge der

Zwangsgeldbestimmungen in Bund und Ländern.

Das Bundesrecht enthält eine Vielzahl von spezialgesetzlichen Zwangsgeldbestimmun-

gen, die zum Teil ausdrücklich zum Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz abweichende

Bestimmungen über die Höhe des Zwangsgeldes enthalten. Die Höhe der Zwangsgelder

variiert zwischen 250 Euro (§§ 98, 101, und 104 des Betriebsverfassungsgesetzes) und

10 Millionen Euro (§ 94 des Energiewirtschaftsgesetzes). Andere Bundesgesetze (über

50 Gesetze) verweisen lediglich auf das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz mit der Folge,

dass auch die Zwangsgeldbestimmungen des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzes gelten

(z. B. § 169 Absatz 1 der Verwaltungsgerichtsordnung). Nach den Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetzen der Länder liegen die Höchstbeträge des Zwangsgeldes zwi-

schen 25 000 Euro und 1 Million Euro.

Ausgehend von diesen bundes- und landesgesetzlichen Regelungen erscheint eine An-

hebung des Höchstbetrags des Zwangsgeldes im Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz auf

25 000 Euro als angemessen. Dieser Betrag orientiert sich an den Zwangsgeldsätzen der

Abgabenordnung (§ 329 AO) und der Zivilprozessordnung (§ 882g und § 888 ZPO).

Da ein Mindestbetrag in der Größenordnung der Landesregelungen von 5 bis 15 Euro

kaum geeignet erscheint, den Betroffenen wirksam zur Erfüllung seiner Pflichten anzuhal-

ten, wird - wie auch in der Abgabenordnung und der Zivilprozessordnung - auf einen Min-

destbetrag verzichtet. Für die Bemessung des Zwangsgeldes im Einzelfall ist der Grund-

satz der Verhältnismäßigkeit maßgebend.
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Zu Nummer 2

Die Vorschrift sieht eine Umstellung der Regelung über die Mahngebühr im Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetz auf Euro-Beträge vor. Ferner wird der seit 1970 nicht mehr ange-

passte Gebührenrahmen von 1,50 Deutsche Mark bis 100 Deutsche Mark unter Berück-

sichtigung des Verbraucherpreisindizes und der entsprechenden Regelungen in den Lan-

desverwaltungsvollstreckungsgesetzen aktualisiert. Dabei werden zur Erleichterung der

Festsetzung im Einzelfall für die Mahngebühr glatte Euro-Beträge vorgesehen.

Zu Nummer 3

Mit dem neu in das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz eingefügten § 19a wird für die

Bundesfinanzverwaltung in den Fällen der Vollstreckung von Forderungen der bundes-

unmittelbaren Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts (zollfremde Forde-

rungen), die Möglichkeit geschaffen, bei den Anordnungsbehörden, die der Bundesfi-

nanzverwaltung Vollstreckungsanordnungen übermitteln, ab dem 1. Juli 2014 eine Voll-

streckungspauschale zum Ausgleich der beim Vollstreckungsschuldner uneinbringlichen

Gebühren und Auslagen zu erheben.

Die Behörden der Bundesfinanzverwaltung sind nach § 4 Buchstabe b VwVG Vollstre-

ckungsbehörden für die öffentlich–rechtlichen Geldforderungen des Bundes und der bun-

desunmittelbaren Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, sofern keine

Vollstreckungsbehörde nach § 4 Buchstabe a VwVG bestimmt wurde. Neben Vollstre-

ckungen in zolleigenen Angelegenheiten befassen sich dabei die zuständigen Hauptzoll-

ämter zu über 90 % mit Vollstreckungsanordnungen von ca. 800 anderen Behörden und

Stellen, wie etwa der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See mit der Mi-

nijobzentrale, der gesetzlichen Krankenkassen (z. B. Barmer GEK, Techniker- und Deut-

sche Angestelltenkrankenkasse), den Betriebskrankenkassen und der Bundesagentur für

Arbeit.

Nach dem bisherigen Recht vollstrecken die Hauptzollämter diese zollfremden Forderun-

gen, ohne dass hierfür von diesen eine Kostenbeteiligung gefordert wird. Im Rahmen der

Vollstreckung entstehen für Pfändungen, Wegnahmen und Verwertungen Gebühren und

Auslagen nach den §§ 337 ff. der Abgabenordnung (AO), die den Vollstreckungsbehörden

zustehen. Diese Gebühren und Auslagen sind ausschließlich vom Vollstreckungsschuld-

ner zu tragen. In Fällen, in denen die Gebühren und Auslagen bei den Vollstreckungs-

schuldnern nicht beigetrieben werden können, gehen diese Einnahmeverluste zu Lasten

des Haushalts der Bundesfinanzverwaltung. So liegt die durchschnittliche Beitreibungs-

quote bei den Forderungen der betroffenen Anordnungsbehörden derzeit bei nur ca. 25 %

(bei den Sozialversicherungsträgern, den gesetzlichen Krankenkassen über 40 %, bei der

Bundesagentur für Arbeit bei etwa 10 %). Da die Beitreibungsquote auf die Schuld-

nerstruktur zurückzuführen ist, lässt sie sich erfahrungsgemäß auch nicht maßgeblich

erhöhen.

Mit dem neuen § 19a soll das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz in Anlehnung an das

Verwaltungsvollstreckungsrecht der Länder, das in unterschiedlicher Ausprägung eine
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Beteiligung solcher Anordnungsbehörden an Vollstreckungskosten vorsieht (z. B. Kosten-

beiträge für die Inanspruchnahme der Vollstreckungsbehörde, Ersatz uneinbringlicher

Vollstreckungsgebühren), um eine Regelung zur Erhebung einer Pauschale für unein-

bringliche Gebühren und Auslagen ergänzt werden. Die konkrete Höhe der Vollstre-

ckungspauschale sowie das Verfahren zur Berechnung und Erhebung der Vollstre-

ckungspauschale werden durch Rechtsverordnung bestimmt.

Im Hinblick darauf, dass als Vollstreckungsbehörde ausschließlich Behörden der Bundes-

finanzverwaltung betroffen sind, soll § 19a VwVG durch eine Rechtsverordnung des Bun-

desministeriums der Finanzen konkretisiert werden. Die Verordnung wird an das Einver-

nehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium

für Gesundheit gebunden, weil die Vollstreckungspauschale hauptsächlich im Geschäfts-

bereich dieser Ministerien Zahlungsverpflichtungen begründet.

Die Aufnahme einer Regelung in die Abgabenordnung kommt dagegen nicht in Betracht,

denn es handelt sich bei der Vollstreckung zollfremder Forderungen nicht um Steuerrecht.

Die Anwendbarkeit der Abgabenordnung in einzelnen Teilen ergibt sich hier vielmehr al-

lein aus einem Verweis in §§ 5 und 19 VwVG. Der Vorteil einer Regelung im Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetz zeigt sich zudem darin, dass alle Verwaltungsgesetze, nach denen

die Hauptzollämter für andere juristische Personen des öffentlichen Rechts vollstrecken,

z. B. § 66 Absatz 1 des Zehnten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB X), eine Rechtsgrundver-

weisung auf das Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz enthalten.

Die Verlagerung der uneinbringlichen Gebühren und Auslagen, die ihre Grundlage bei

den betroffenen Anordnungsbehörden haben, entspricht dem Verursacherprinzip, wonach

die Kosten dort veranschlagt werden, wo sie verursacht worden sind. Zudem wird die

Ressourcenverantwortung dieser Anordnungsbehörden gestärkt, indem ein Anreiz für ein

effizienteres Verwaltungshandeln bei diesen geschaffen wird. Zudem wird durch die Voll-

streckungspauschale die Kostentransparenz verbessert.

Darüber hinaus haben die bundesunmittelbaren Krankenkassen bisher auf Grund der

Vollstreckung durch die Bundesfinanzverwaltung gegenüber den landesunmittelbaren

Krankenkassen, die entweder über einen eigenen Vollstreckungsdienst verfügen (z. B.

Allgemeine Ortskrankenkassen - AOK -) oder sich Gerichtsvollziehern gegen Kostener-

stattung bedienen müssen, einen Wettbewerbsvorteil. Dieser Wettbewerbsvorteil der

bundesunmittelbaren Krankenkassen gegenüber den landesunmittelbaren Krankenkas-

sen soll durch die Erhebung einer Vollstreckungspauschale vermindert werden.

Zu Absatz 1:

Nach Absatz 1 Satz 1 sind ab dem 1. Juli 2014 die bundesunmittelbaren Körperschaften

und Anstalten des öffentlichen Rechts an den beim Vollstreckungsschuldner uneinbringli-

chen Gebühren und Auslagen nach §§ 337 ff. AO durch einen pauschalen Ausgleichsbe-

trag (Vollstreckungspauschale) zu beteiligen. Die bundesunmittelbaren Stiftungen des

öffentlichen Rechts sind ausgenommen, weil für diese die Inanspruchnahme der Bundes-

finanzverwaltung zur Vollstreckung ihrer Ansprüche keine praktische Relevanz hat.
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Gegenstand der Vollstreckungspauschale sind nach Satz 1 ausschließlich die nicht beige-

triebenen Gebühren und Auslagen. Ein etwaiger nicht durch die Gebühren und Auslagen

nach §§ 337 ff. AO gedeckter Verwaltungsaufwand der Hauptzollämter findet dagegen

keine Berücksichtigung.

Um den bürokratischen Aufwand der Bundesfinanzverwaltung und bei den betroffenen

Anordnungsbehörden möglichst gering zu halten, sieht Satz 1 von einer einzelfallbezoge-

nen Abrechnung der uneinbringlichen Gebühren und Auslagen aus verwaltungsökonomi-

schen Gründen ab. Stattdessen normiert Satz 1 eine Vollstreckungspauschale, die nach

Maßgabe des Absatzes 2 durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Finanzen

im Einvernehmen mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundes-

ministerium für Gesundheit nach Absatz 3 bestimmt und nach Absatz 4 alle drei Jahre

überprüft und ggf. angepasst wird.

Die Normierung einer einheitlichen Vollstreckungspauschale für bundesunmittelbare Kör-

perschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts dient der Verwaltungsvereinfachung.

Eine Differenzierung insbesondere nach Beitreibungsquote für einzelne juristische Perso-

nen oder Gruppen wäre – wenn überhaupt – nur mit unverhältnismäßig großem Verwal-

tungsaufwand darzustellen. Vor dem Hintergrund, dass es sich bei den hier betroffenen

Anordnungsbehörden um öffentlich-rechtliche Rechtssubjekte handelt, denen neben der

Inanspruchnahme der Vollstreckungsbehörden der Bundesfinanzverwaltung andere

Wahlmöglichkeiten zur Verfügung stehen, überwiegt hier das Interesse an Verwaltungs-

vereinfachung und Planungssicherheit gegenüber dem Interesse an Ausdifferenzierung.

Gem. § 4 Buchstabe a VwVG ist die Möglichkeit eröffnet, für jeden Verwaltungszweig ei-

gene Vollstreckungsbehörden zu errichten. Die meisten der hier betroffenen Anordnungs-

behörden haben als Sozialleistungsträger zudem die Möglichkeit, gem. § 66 Absatz 4

SGB X, die Zwangsvollstreckung in entsprechender Anwendung der ZPO zu betreiben.

Es besteht also kein Zwang, die Vollstreckungsbehörden der Bundesfinanzverwaltung in

Anspruch zu nehmen.

Die Erhebung der Vollstreckungspauschale knüpft an die Zuständigkeitsregelung des § 4

Buchstabe b VwVG an. Die Vollstreckungspauschale entsteht nach Satz 1 mit der Über-

mittlung der Vollstreckungsanordnung, d. h. mit der Übergabe des Vollstreckungsfalls in

den Organisationsbereich der Vollstreckungsbehörden der Bundesfinanzverwaltung durch

eine Anordnungsbehörde. Damit kommt es für die Entstehung des Anspruchs auf die

Vollstreckungspauschale weder darauf an, ob die konkrete Vollstreckungsanordnung zur

Beitreibung der Forderung führt, noch darauf, ob die Vollstreckungsbehörde bereits tätig

geworden ist. Dies dient einer möglichst verwaltungsökonomischen und unbürokratischen

Abrechnung der Vollstreckungspauschale. Eine Klärung in jedem Einzelfall, ob der kon-

krete Schuldner die Gebühren und Auslagen entrichtet hat und ob die Vollstreckungsbe-

hörde bereits tätig geworden ist, würde demgegenüber einen nicht zu vertretenden Büro-

kratieaufwand bedeuten. Käme es für die Entstehung des Anspruchs auf konkrete Voll-

streckungsmaßnahmen der Bundesfinanzverwaltung an, würde dies zudem die Zielset-

zung des Entwurfs zur Effizienzsteigerung konterkarieren. Die Praxis zeigt nämlich, dass
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ein zeitlich kurzes Zuwarten (z. B. von vier Wochen) seitens der Anordnungsbehörden

zwischen Versendung des Mahnschreibens und Übersenden der Vollstreckungsanord-

nung an die Bundesfinanzverwaltung viele Vollstreckungsfälle überflüssig machen würde,

da die Schuldner in diesem Zeitraum häufig noch zahlen. Die Bundesfinanzverwaltung

müsste mit der Vollstreckung also erst gar nicht betraut werden. In diesem Sinne soll die

Pauschale auch den Zweck haben, dass die betroffenen Anordnungsbehörden ihr diesbe-

zügliches Abgabeverhalten überprüfen.

Die Erhebung der Vollstreckungspauschale soll auf die in Absatz 1 genannten zum gro-

ßen Teil beitragsfinanzierten Verwaltungsträger, insbesondere die bundesunmittelbaren

Sozialbehörden und -versicherungsträger beschränkt werden, um eine Steuerfinanzierung

der Gebührenausfälle auf Grund der Vollstreckung der Ansprüche dieser Anordnungsbe-

hörden zu vermeiden.

Die Vollstreckungspauschale wird den in Satz 1 bezeichneten Anordnungsbehörden auf-

erlegt, die zur Beitreibung ihrer öffentlich-rechtlichen Geldforderungen die Vollstreckungs-

stellen der Bundesfinanzverwaltung in Anspruch nehmen. Dies sind die bundesunmittel-

baren Körperschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts, wie z. B. Deutsche Renten-

versicherung Knappschaft-Bahn-See, Bundesagentur für Arbeit, bundesunmittelbare ge-

setzliche Krankenkassen.

Absatz 1 Satz 1 greift die in § 1 Absatz 1 VwVG vorgenommene Differenzierung zwischen

Bund und bundesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts auf. Bei

den von Satz 1 erfassten bundesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen

Rechts handelt es sich um Körperschaften und Anstalten, die der mittelbaren Bundesver-

waltung zuzurechnen sind. Sie sind rechtlich selbstständige Rechtsträger außerhalb der

unmittelbaren Staatsverwaltung. Zu den von Satz 1 erfassten bundesunmittelbaren Kör-

perschaften und Anstalten des öffentlichen Rechts zählen insbesondere die Bundesagen-

tur für Arbeit und die bundesunmittelbaren Sozialversicherungsträger. Folglich werden die

Geldforderungen der Bundesagentur für Arbeit, selbst wenn sie zum nicht beitragsfinan-

zierten Bereich der Grundsicherung für Arbeitsuchende gehören, ebenfalls vom Anwen-

dungsbereich erfasst.

Nicht vom Anwendungsbereich der Norm erfasst sind die bundesunmittelbaren juristi-

schen Personen des öffentlichen Rechts, soweit sie ihre Bediensteten und ihre Dienststel-

len für Aufgaben der unmittelbaren Bundesverwaltung im Wege der Organleihe zur Verfü-

gung stellen. Dies sind insbesondere die Bundesagentur für Arbeit bei Durchführung des

Familienleistungsausgleichs nach Maßgabe der §§ 31, 62 bis 78 Einkommensteuergesetz

(EStG) (u. a. Kindergeld) und die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See

für den Einzug der einheitlichen Pauschsteuer nach § 40a Absatz 2 EStG. In diesen Fäl-

len führen die bundesunmittelbaren juristischen Personen des öffentlichen Rechts die

Aufgaben gemäß § 5 Absatz 1 Nummer 11 und 20 Finanzverwaltungsgesetz nicht als

rechtlich selbstständige Einrichtungen, sondern in Organleihe für das Bundeszentralamt

für Steuern als Teil der unmittelbaren Bundesverwaltung aus.
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Nach Satz 2 sind Vollstreckungsanordnungen wegen Geldforderungen nach dem Bun-

deskindergeldgesetz insbesondere aus Gründen der Verwaltungspraktikabilität ebenfalls

vom Anwendungsbereich der Norm ausgenommen, zumal so eine einheitliche abrech-

nungstechnische Behandlung der verschiedenen Kindergeldbereiche erreicht wird. Beide

Bereiche werden von der Bundesagentur für Arbeit - Familienkasse - verwaltet.

Insgesamt vom Anwendungsbereich der Regelung ausgenommen sind Behörden der

unmittelbaren Bundesverwaltung (z. B. Bundespolizei, Bundesverwaltungsamt, Bundes-

zentralamt für Steuern, Bundesamt für Güterverkehr, Behörden der Wasser- und Schiff-

fahrtsverwaltung des Bundes), da diese nicht von der auf bundesunmittelbare juristische

Personen des öffentlichen Rechts beschränkten Regelung des Satzes 1 erfasst sind. Der

Ausschluss dieser Behörden vom Anwendungsbereich der Norm erfolgt im Hinblick auf

die Zielsetzung, eine Kostenbeteiligung für zum großen Teil beitragsfinanzierte Verwal-

tungsträger herbeizuführen. Gegen eine Belastung der Behörden der unmittelbaren Bun-

desverwaltung mit der Vollstreckungspauschale spricht zudem, dass diese für die Bun-

desfinanzverwaltung umfangreich und unter Einsatz von erheblichen Ressourcen (z. B.

Bundespolizei) kostenfrei tätig sind (Gegenseitigkeit). Schließlich kommt eine Erhebung

der Vollstreckungspauschale von diesen Behörden auch aus verwaltungsökonomischen

Gründen nicht in Betracht, da die Vollstreckung von Geldforderungen des Bundes nur

einen marginalen Teil des Gesamtaufkommens ausmacht.

Die Vollstreckung für beliehene Unternehmer kann nicht pauschal mit der Vollstreckung

durch den Rechtsträger gleichbehandelt werden, dessen hoheitliche Aufgabe sie wahr-

nehmen. Diese ist vielmehr grundsätzlich Gegenstand spezialgesetzlicher Regelungen.

Auf Grund der Vielgestaltigkeit der Beleihungsmodelle ist daher die Vollstreckung für be-

liehene Unternehmen nicht Gegenstand des § 19a.

Auch für die Vollstreckungshilfe (vgl. § 5 VwVG) für andere Hauptzollämter, für die Länder

oder für Behörden der europäischen Mitgliedstaaten wird keine Vollstreckungspauschale

erhoben.

Nach Satz 1 sollen die betroffenen Anordnungsbehörden verpflichtet werden, die Vollstre-

ckungspauschale für jede übermittelte Vollstreckungsanordnung zu zahlen. Damit wird

der Anreiz für ein effizientes Verwaltungshandeln dieser Anordnungsbehörden in dem

Sinne geschaffen, dass die Vollstreckungsanordnungen strukturierter, insbesondere unter

Beachtung des § 76 des Vierten Buchs Sozialgesetzbuch (SGB IV) bzw. des § 34 Bun-

deshaushaltsordnung (BHO) möglichst gebündelt je Schuldner, an die Bundesfinanzver-

waltung abgegeben werden. Sollten die Einleitung der Vollstreckung und die Vornahme

von Vollstreckungshandlungen zur Hemmung/Unterbrechung der Verjährung erforderlich

sein, ist von einer Bündelung abzusehen. Durch die Vollstreckungspauschale werden die

betroffenen Anordnungsbehörden zudem angehalten, die Anordnung von vornherein aus-

sichtslosen Vollstreckungen (z. B. gegen einen offenkundig mittellosen Schuldner) im Vor-

feld sorgfältig zu prüfen.

Nicht geregelt wird die Erhebung einer Vollstreckungspauschale, wenn die Vollstre-

ckungszuständigkeit sich auf Grund einer Verwaltungsvereinbarung im Rahmen der
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Amtshilfevorschriften ergibt. Hier kann die Vollstreckungspauschale Gegenstand einer

Verwaltungsvereinbarung sein.

Zu Absatz 2

Absatz 2 regelt die Vorgaben zur Bestimmung der Höhe der Vollstreckungspauschale

nach Absatz 1. Die konkrete Höhe der Vollstreckungspauschale sowie die näheren Ein-

zelheiten zu ihrer Berechnung werden durch Rechtsverordnung nach Absatz 3 bestimmt.

Die Höhe der Vollstreckungspauschale je Vollstreckungsanordnung ergibt sich als Durch-

schnittswert durch Division der Gesamtsumme der im Berechnungszeitraum auf Grund

von Vollstreckungsanordnungen der betroffenen Anordnungsbehörden festgesetzten Ge-

bühren und Auslagen nach § 19 Absatz 1 Satz 1 VwVG, die bei den Vollstreckungs-

schuldnern nicht beigetrieben werden konnten, durch die Anzahl aller in diesem Berech-

nungszeitraum von diesen Anordnungsbehörden an die Hauptzollämter übermittelten

Vollstreckungsanordnungen.

Wenn demnach als Bezugsgröße auf sämtliche Vollstreckungsanordnungen, also auch

diejenigen, deren Gebühren und Auslagen bei den Schuldnern beigetrieben werden konn-

ten, abgestellt wird, dient dies der Einfachheit und damit der Arbeitsentlastung der Bun-

desfinanzverwaltung, da auf diese Weise eine aufwendige Zuordnung der jeweils unein-

bringlichen Gebühren und Auslagen zu der ihnen zugrunde liegenden Vollstreckungsan-

ordnung vermieden wird. Die Regelung, dass pro Vollstreckungsanordnung eine Vollstre-

ckungspauschale erhoben wird, fördert zudem ein wirtschaftliches Verhalten der betroffe-

nen Anordnungsbehörden, da auf diese Weise ein Anreiz gesetzt wird, in einer Vollstre-

ckungsanordnung unter Beachtung des § 76 SGB IV bzw. des § 34 BHO möglichst meh-

rere Forderungen gegen einen Schuldner zu bündeln. Denn wird mittels einer einzigen

Anordnung die Vollstreckung mehrerer Forderungen gegen denselben Schuldner betrie-

ben, so wird hierfür – zu Lasten der Anordnungsbehörde, die die Vollstreckungsanord-

nung übermittelt – lediglich eine Vollstreckungspauschale erhoben (z. B. auch bei Voll-

streckung von Beitragsforderungen für verschiedene Sozialversicherungsträger durch

eine einzige Vollstreckungsanordnung, die von den Kranken- und Pflegekassen übermit-

telt werden).

Zu Absatz 3

Nach Absatz 3 wird die konkrete Höhe der Vollstreckungspauschale, der Berechnungs-

zeitraum, die Entstehung und die Fälligkeit der Vollstreckungspauschale, der Abrech-

nungszeitraum, das Abrechnungsverfahren und die abrechnende Stelle entsprechend den

Anforderungen des Bestimmtheitsgebotes nach Artikel 80 Absatz 1 Satz 2 des Grundge-

setzes durch Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Finanzen im Einvernehmen

mit dem Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium für Ge-

sundheit bestimmt.

Zu Absatz 4
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Die Vorschrift ordnet eine Überprüfung der Höhe der Vollstreckungspauschale in Abstän-

den von drei Jahren an.

Die für die Bemessung der Vollstreckungspauschale maßgeblichen Faktoren können sich

im Zeitablauf ändern, so dass die durch die Rechtsverordnung nach Absatz 3 festgelegte

Vollstreckungspauschale dann von den Bestimmungen des Absatzes 2 abweicht. So kön-

nen sich die Kalkulationsgrundlagen für die Vollstreckungspauschale beispielsweise durch

Änderungen der Beitreibungsquote oder Gebührenerhöhungen nach der Abgabenord-

nung ändern, so dass eine Anpassung erforderlich ist.

Vor diesem Hintergrund wird dem Bundesministerium der Finanzen die Verpflichtung auf-

erlegt, die in der Verordnung festgelegte Höhe der Vollstreckungspauschale alle drei Jah-

re zu überprüfen. Der 3-Jahres-Rhythmus gewährleistet eine breite Bemessungsgrundla-

ge und wirkt damit möglichen Schwankungen in der Zahl der Anordnungen auf Grund

zeitlich begrenzter Ausnahmesituationen bei den betroffenen Anordnungsbehörden (z. B.

Ausfall der IT-Systeme, erhöhter Arbeitsanfall auf Grund von Gesetzesänderungen) ent-

gegen. Die gesetzliche Festschreibung der Prüfintervalle auf drei Jahre schafft zudem

Planungssicherheit für die beteiligten Behörden und vermeidet unverhältnismäßigen Prü-

fungsaufwand.

Dem Bedürfnis der betroffenen Anordnungsbehörden nach Planungssicherheit wird ferner

dadurch Rechnung getragen, dass eine Anpassung der Vollstreckungspauschale erst bei

einer Abweichung von mehr als 20 Prozent zu erfolgen hat. Die Anpassung erfolgt nach

Absatz 3 – ebenso wie die erstmalige Bestimmung der Vollstreckungspauschale – durch

Rechtsverordnung des Bundesministeriums der Finanzen im Einvernehmen mit dem

Bundesministerium für Arbeit und Soziales und dem Bundesministerium für Gesundheit.

Zu Absatz 5

Absatz 5 verbietet den Anordnungsbehörden, die Vollstreckungspauschale auf den Voll-

streckungsschuldner abzuwälzen. Dies soll verhindern, dass die betroffenen Anordnungs-

behörde den Vollstreckungsschuldner, gegen den die erste Vollstreckung fruchtlos war

und daher auch die Gebühren durch die Hauptzollämter nicht beigetrieben werden konn-

ten, bei der zweiten Vollstreckung zusätzlich zur Hauptforderung mit der Vollstreckungs-

pauschale belastet wird. Im Ergebnis soll damit die durch die betroffene Anordnungsbe-

hörde an die Hauptzollämter entrichtete Vollstreckungspauschale bei dieser Anordnungs-

behörde verbleiben und nicht auf den bei der ersten Vollstreckung nicht solventen Voll-

streckungsschuldner abgewälzt werden.

Zu Artikel 2 (Inkrafttreten)

Nach Satz 1 treten die gesetzlichen Änderungen des Zwangsgeldes und der Mahngebühr

mit Verkündung dieses Gesetzes in Kraft.

Nach Satz 2 ist für die Regelungen zur Vollstreckungspauschale ein rückwirkendes In-

krafttreten mit Wirkung zum 1. Juli 2014 vorgesehen.

Drucksache 225/14-13-



Die Einführung der Vollstreckungspauschale zum 1. Juli 2014 ist vor dem Hintergrund der

seit Jahren wachsenden Zahl von Vollstreckungsanordnungen auf zuletzt mehr als

4 Millionen/Jahr dringend erforderlich, um der weiter steigenden Belastung der Vollstre-

ckungsstellen entgegen zu wirken. Es dient dem Interesse der Aufrechterhaltung einer

wirksamen Vollstreckung, dass Forderungen nur dann übermittelt werden, wenn die

zwangsweise Beitreibung zweckmäßig oder gesetzlich notwendig ist. Nur durch eine Kos-

tenbeteiligung der Anordnungsbehörden kann darauf hingewirkt werden, dass die Voll-

streckungsbehörden nicht unbedacht und in wirtschaftlich nicht mehr vertretbarem Um-

fang in Anspruch genommen werden. Die teilweise Kostentragungspflicht schafft bei den

Anordnungsbehörden den erforderlichen Anreiz für ein effizienteres Verwaltungshandeln.

Die Anordnungsbehörden, als bundesunmittelbare Körperschaften und Anstalten des öf-

fentlichen Rechts genießen als juristische Personen des öffentlichen Rechts keinen Ver-

trauensschutz auf Beibehaltung des bisherigen Rechtszustands.
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Anlage

Stellungnahme des Nationalen Normenkontrollrates gem. § 6 Abs. 1 NKRG:

Entwurf eines sechsten Gesetzes zur Änderung des Verwaltungs-

Vollstreckungsgesetzes (NKR-Nr. 2848)

Der Nationale Normenkontrollrat hat den Entwurf des oben genannten

Regelungsvorhabens geprüft.

I. Zusammenfassung

Bürgerinnen und Bürger

Erfüllungsaufwand: Keine Änderung des Erfüllungsaufwands

Wirtschaft

Erfüllungsaufwand: Keine Änderung des Erfüllungsaufwands

Verwaltung

Jährlicher Erfüllungsaufwand: 270.000 Euro

Der Nationale Normenkontrollrat macht im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine
Einwände gegen die Darstellungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden
Regelungsvorhaben geltend.

II. Im Einzelnen

Mit dem Regelungsvorhaben soll eine Vollstreckungspauschale eingeführt werden. Diese

soll dann bei den betroffenen Anordnungsbehörden erhoben werden, wenn Gebühren und

Auslagen beim Vollstreckungsschuldner nicht eingebracht werden können.

Bei der Bundesfinanzverwaltung dürfte nach Einschätzung des Ressorts Aufwand in Höhe

von 270.000 Euro jährlich entstehen. Dieser (Personal-)aufwand entsteht durch die

Abrechnung der Vollstreckungspauschalen. Das Ressort geht für die Bearbeitung von drei

Vollzeitstellen aus (im mittleren Dienst). Darüber hinaus kann es bei den Behörden, die

die Hauptzollämter als Vollstreckungsbehörden nutzen, zu Mehraufwand für die

Abrechnung kommen. Dieser dürfte im Einzelfall gering sein.

Der Nationale Normenkontrollrat macht im Rahmen seines gesetzlichen Auftrags keine

Einwände gegen die Darstellungen der Gesetzesfolgen im vorliegenden

Regelungsvorhaben geltend.

Dr. Ludewig Prof. Kuhlmann

Vorsitzender Berichterstatterin


	225vor.pdf
	225text.pdf
	0225-14_Anlage.pdf

